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Gesetzentwurf zur Neuregelung bei Reisekosten 
und Beihilfe in NRW vorgelegt

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

die Landesregierung beabsichtigt in 2022 das Reisekostengesetz zu überarbeiten 
und Änderungen in der Beihilfe vorzunehmen. Der DBB-NRW hat dazu im Rahmen 
der Verbändeanhörung am 10.06.2021 inhaltlich Stellung genommen. Aufgrund 
des laufenden Gesetzgebungsverfahrens sind Änderungen zum Gesetzentwurf 
noch möglich.

Der Entwurf weist eine Reihe von Verbesserungen auf. Im Vordergrund stehen 
Vereinfachungen und der Wegfall von Ermessensentscheidungen, um die Abwick-
lung insbesondere der Reisekosten zu vereinfachen und zukünftig eine maschinell 
unterstützende Bearbeitung zu ermöglichen. Im Bereich der Reisekosten soll u.a. 
nicht mehr zwischen Dienstreisen und Dienstgängen unterschieden werden. Es 
soll eine einheitliche Fahrtkostenerstattung von 0,30 € pro Kilometer geben. Bei 
Nutzung von Zweirädern (inkl. Fahrrad) werden 0,20 € erstattet. 

Im Bereich der Beihilfe soll die Einkommensobergrenze für die Berücksichtigungs-
fähigkeit der beihilfefähigen Aufwendungen von Ehegatten und Lebenspartnern 
auf 20.000 € angehoben werden. Neben weiteren Neuregelungen im Interesse 
der Beihilfeberechtigten wird die Eigenbeteiligung bei Wahlleistungen im  
Krankenhaus herabgesetzt. Einzelheiten dazu werden im Rahmen des weiteren 
Verfahrens noch geklärt.

Der DBB NRW begrüßt in seiner Stellungnahme die Änderungen, insbesondere 
die Vereinfachungen im Reisekostenrecht und die Berücksichtigung  
von Überlegungen zum Klimaschutz uns zu Umweltverträglichkeit. Er  
kritisiert aber, dass die Wegstreckenentschädigung, trotz deutlich  
gestiegener Kosten, unverändert mit 0,30 € pro Kilometer erfolgen soll.
Bedauerlich ist auch, dass im Bereich der Beihilfe die Kostendämpfungs- 
pauschale nicht gestrichen wurde.

Diese Sparmaßnahme, die seinerzeit als Ausgleich der längst vergangenen 
Praxisgebühr eingeführt wurde, ist inzwischen ein Anachronismus des 
Beihilferechts – und muss daher gestrichen werden.
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